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Vorwort

Die vorliegende Untersuchung wurde von der Juristischen Fakultät der 
Albert-Ludwigs-Universität Freiburg im Wintersemester 2017 / 2018 als Dis-
sertation angenommen, ihre Veröffentlichung mit einem großzügigen Druck-
kostenzuschuss der Wissenschaftlichen Gesellschaft Freiburg unterstützt. 
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Die Grundkonzeption der Arbeit und erste Untersuchungen habe ich noch 
während meiner Freiburger Zeit bis Mitte 2013 vornehmen können. Während 
meines Aufenthalts an der Universität Stockholm 2013 / 2014 folgten insbe-
sondere vertiefte Arbeiten zur Rechtsstellung indigener Völker und lokaler 
Gemeinschaften im Nagoya-Protokoll. Diese flossen auch bereits in meine 
Masterarbeit zum Thema „Looking at Indigenous and Local Communities’ 
Rights in the Nagoya Protocol from the Perspective of Resilience Theory“ 
ein und stellen die Grundlage des dritten Teils der vorliegenden Arbeit, Un-
terabschnitt C. III., zum sozio-ökonomischen Ansatz des Nagoya-Protokolls 
dar. Zum größten Teil ist die Arbeit seit Mitte 2014 in Würzburg entstanden.

Dank gilt zu allererst meinem Doktorvater Prof. Dr. Dietrich Murswiek. 
An dessen Lehrstuhl hatte ich zwischen 2008 und 2013 zunächst als unge-
prüfte, dann als geprüfte wissenschaftliche Hilfskraft und schließlich als 
wissenschaftlicher Mitarbeiter die Gelegenheit, das universitäre Innenleben 
kennenzulernen und Interesse und Freude am wissenschaftlichen Arbeiten zu 
entwickeln. Ihnen, Prof. Murswiek, danke ich sehr für das mir entgegenge-
brachte Vertrauen und die mir gewährte Freiheit, meinen Ideen nachgehen zu 
können. 

Prof. Dr. Silja Vöneky danke ich herzlich für die rasche Erstellung des 
Zweitgutachtens, Prof. Dr. Michael Kloepfer für die Aufnahme in die Reihe 
der „Schriften zum Umweltrecht“.

Dank schulde ich zudem Prof. Dr. Jonas Ebbesson für die Betreuung mei-
ner Masterarbeit an der Universität Stockholm und zahlreiche Einblicke in 
die Arbeit des Überwachungsausschusses der Aarhus-Konvention. 

Auch möchte ich mich bei all denjenigen bedanken, die meine Arbeit di-
rekt oder indirekt gefördert und begleitet haben. Stellvertretend zu nennen 
sind meine Kolleginnen und Kollegen am Institut für Öffentliches Recht der 
Universität Freiburg, in deren Kreis ich mich stets zu Hause fühlte, alle Teil-
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nehmerinnen und Teilnehmer des Master Programms „Umweltrecht“, Jahr-
gang 2013 / 2014 an der Universität Stockholm, mit denen gemeinsam ich 
viel lernen und erleben durfte, sowie meine Kolleginnen und Kollegen bei der 
Stiftung Umweltenergierecht in Würzburg – nicht zuletzt für die Rücksicht-
nahme auf die zeitlichen Bedürfnisse meiner Promotion. Schließlich gebührt 
besonderer Dank all meinen Freunden, von denen ich viele in den letzten 
Jahren allzu selten gesehen habe, und nicht zuletzt meiner Familie für ihre 
geduldige und großzügige Untersützung. Ihnen ist diese Arbeit gewidmet.

Würzburg, im Frühjahr 2018	 Nils Wegner
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A. Einleitung

I. Die Bedrohung und Zerstörung biologischer Vielfalt

Die heute vorhandene biologische Vielfalt des Ökosystems Erde ist das 
Ergebnis eines Jahrmillionen währenden Evolutionsprozesses,1 der zur Aus-
bildung einer unvorstellbaren Vielzahl an Ökosystemen, Arten und Genen 
geführt hat. Der Mensch ist Teil  des Ökosystems Erde und abhängig von 
dessen Leistungen. Ohne biologische Vielfalt gibt es weder saubere Luft zum 
Atmen, sauberes Wasser zum Trinken oder fruchtbare Böden zum Anbau von 
Nahrung. Die Staatengemeinschaft hat nicht nur den auf unterschiedliche 
Weise begründbaren Eigenwert biologischer Vielfalt, sondern gerade auch 
ihre Bedeutung für den Menschen in ökologischer, genetischer, sozialer, 
wirtschaftlicher, wissenschaftlicher, erzieherischer, kultureller und ästheti-
scher Hinsicht sowie als Quelle für Erholung anerkannt.2 Das Jahr 2010 er-
klärten die Vereinten Nationen gar zum internationalen Jahr für biologische 
Vielfalt, um deren Bedeutung für die Weltgemeinschaft zu unterstreichen.3

Gleichwohl stehen heute mehr denn je alle Bestandteile biologischer Viel-
falt unter erheblichem Druck. So verschwinden Schätzungen zufolge jährlich 
etwa zwischen 25.000 und 100.000 Arten. Die Gründe hierfür sind vielfältig 
und fast ausschließlich auf den Menschen zurückzuführen. Bereits 1992 
drückte nahezu die gesamte Staatengemeinschaft im Übereinkommen über 
die biologische Vielfalt ihre Besorgnis darüber aus, „daß die biologische 
Vielfalt durch bestimmte menschliche Tätigkeiten erheblich verringert wird“.4 
Die Staaten sahen es schon damals als lebenswichtig an, dass es gelingt, den 
Ursprung der Ursachen der erheblichen Verringerung und des Verlustes bio-

1  A. Endres / R. Bertram, Nachhaltigkeit und Biodiversität, in: M. Führ / R. Wahl /  
P. v. Wilmowsky, Umweltrecht und Umweltwissenschaft, FS für Eckard Rehbinder, 
2007, 165 (173).

2  CBD, Präambel, am Anfang.
3 K. Mertens / A. Cliquet / B. Vanheusden, Ecosystem Services. What’s in it for a 

lawyer?, European Energy and Environmental Law Review 2012, 31 (31); M.-C. 
Gruber, Biodiversitätsschutz als Forderung intergenerationeller Gerechtigkeit, NuR 
2011, 468 (468).

4  CBD, Präambel, fünfter Spiegelstrich. Vgl. auch bereits allgemein zum Zustand 
der globalen Umwelt Declaration of the United Nations Conference on the Human 
Environment, 1972, Ziff. 3.
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logischer Vielfalt vorherzusehen, sie zu verhüten oder zu bekämpfen.5 
Nichtsdestotrotz konnte der globale Trend der Abnahme biologischer Vielfalt 
bislang nicht gestoppt werden.6 

II. Arbeitshypothese: Subjektiv-rechtliche Ansätze  
zum Schutz biologischer Vielfalt

Völkerrechtliche Abkommen zum Schutz einzelner Bestandteile biologi-
scher Vielfalt existieren bereits seit dem frühen 20. Jahrhundert.7 Sie und 
auch modernere multi-laterale Umweltabkommen stellen ganz überwiegend 
rein zwischenstaatliches Recht dar, die um einen Ausgleich zwischen staat
licher Souveränität einerseits und dem gemeinsamen Interesse der Staatenge-
meinschaft und der Menschheit am Schutz der Bestandteile biologischer 
Vielfalt andererseits bemüht sind.8 Neben zahlreichen sektoralen Abkommen, 
die den Schutz bestimmter Ökosysteme9 oder bestimmter Tier- und Pflanzen-
arten10 bezwecken, existiert seit 1992 mit dem Übereinkommen über die 
biologische Vielfalt (CBD)11 auch ein Abkommen zum Schutz der Biodiver-
sität als solcher auf der Grundlage eines umfassenden Ökosystemansatzes.

5  CBD, Präambel, siebenter Spiegelstrich.
6  S. H. M. Butchart u. a., Global Biodiversity: Indicators of Recent Declines, Sci-

ence 328 (2010), 1164 (1168); R. Adam, Missing the 2010 Biodiversity Target, Colo-
rado Journal of International Environmental Law and Policy, 21 (2010), 123 ff.; 
N. Wolff / W. Köck, Einleitung, in: dies., 10 Jahre Übereinkommen über die biologi-
sche Vielfalt, 2004, S. 16; S. Schlacke, Das Übereinkommen über biologische Viel-
falt: Steuerungskraft und Perspektiven, AVR 54 (2016), 524 (525).

7  Eine Übersicht über bestehende internationale Abkommen und ihre Entwicklung 
bieten U. Beyerlin / J. Grote Stoutenburg, Environment, International Protection, 
MPEPIL, 2015, Rn. 41 ff. Vgl. zu einzelnen zentralen Abkommen auch R. Wolf, Völ-
kerrechtliche Grundlagen des deutschen Naturschutzrechts, ZUR 2017, 3 (5 ff.); 
N. Wolff / W. Köck, Einleitung, in: dies., 10 Jahre Übereinkommen über die biologi-
sche Vielfalt, S. 15; zuletzt auch W. Durner, Völkerrechtlicher Naturschutz und na
tionales Naturschutzrecht, AVR 54 (2016), 355 (361 ff.) sowie T. Markus, Erhaltung 
und nachhaltige Nutzung der Biodiversität, in: A. Proelß, Internationales Umwelt-
recht, 2017, Zehnter Abschnitt Rn. 5 ff.

8 U. Beyerlin / J. Grote Stoutenburg, Environment, International Protection, 
MPEPIL, 2015, Rn. 43.

9  Siehe nur Convention on Wetlands of International Importance especially as Wa-
terfowl Habitat (Ramsar Konvention) vom 02. Februar 1971, 11 ILM 963 (1972).

10  Z. B. Convention on International Trade in Endangered Species of Wild Fauna 
and Flora (CITES / Washingtoner Artenschutzabkommen) vom 03.03.1973, 993 UNTS 
243; Convention on the Conservation of Migratory Species of Wild Animals vom 
23.06.1979, 19 ILM 15 (1980); Convention on the Conservation of European Wildlife 
and Natural Habitats (Bern Konvention), 19.09.1979, 1284 UNTS 209; International 
Convention for the Regulation of Whaling vom 02. Dezember 1946; UN Convention 
on the Law of the Sea (UNCLOS), 10.12.1982, 1833 UNTS 3.
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Es entspricht dem überkommenen Verständnis vom Völkerrecht als koordi-
nationsrechtlicher Rechtsordnung zwischen souveränen Staaten,12 dass inter-
nationale Umweltübereinkommen zum Schutz der Bestandteile biologischer 
Vielfalt oder dieser selbst gegenseitige Verpflichtungen der Staaten zur Be-
schränkung umweltschädigender Handlungen oder zum Ergreifen aktiver 
Schutzmaßnahmen enthalten, diese jedoch nicht auch subjektiv gewendet Ein-
zelnen Ansprüche auf die Erfüllung der staatlichen Verpflichtungen vermitteln 
oder auch nur durch Umsetzung in nationales Recht vermitteln wollen. Die zu 
prüfende Arbeitshypothese der vorliegenden Untersuchung geht jedoch davon 
aus, dass auf völkervertraglicher Grundlage in jüngerer Zeit auch Instrumente 
geschaffen oder fortentwickelt wurden, die Individuen einzeln oder gemein-
sam mit anderen als Vereinigungen oder als bestimmte Gemeinschaften völ-
kerrechtsunmittelbar subjektive Rechte zuweisen oder Staaten zur Schaffung 
von Rechten in ihrer jeweiligen Rechtsordnung verpflichten, die sich unmit-
telbar oder mittelbar für den Schutz biologischer Vielfalt und ihrer Bestand-
teile durch die Berechtigten bzw. zu Berechtigenden einsetzen lassen. 

Bei der Suche nach solchen subjektiv-rechtlichen Instrumenten im Völker-
recht kommen zunächst die menschenrechtlichen Garantien universeller und 
regionaler Menschenrechtsinstrumente in den Blick. Gerade anhand letzterer 
hat sich bereits seit längerer Zeit nicht nur eine ausgiebige theoretische Dis-
kussion um den Zusammenhang von Menschenrechten und dem Schutz der 
Umwelt entsponnen.13 Vielmehr können sowohl Versuche der Völkerrechts-
wissenschaft als auch der menschenrechtlichen (Gerichts-)Praxis beobachtet 
werden, klassischen Menschenrechtsgarantien im Wege ihrer Auslegung 
umweltrelevante Schutzgehalte zu entnehmen und so bis zu einem gewissen 
Grad auch für umweltschützerische Zwecke fruchtbar zu machen.14 Diese 

11  1992 Convention on Biological Diversity (CBD, Übereinkommen über die Bio-
logische Vielfalt), 05.06.1992, 1760 UNTS 79.

12  Zur fortwährenden Bedeutung der Souveränität von Staaten gerade auch als 
Bedingung für die Weiterentwicklung zwischenstaatlicher Kooperation K. Ipsen, in: 
ders., Völkerrecht, 6. Aufl. 2014, § 2 Rn. 66 f. 

13  Siehe nur Commission on Human Rights, F. Z. Ksentini, Special Rapporteur, 
Human Rights and the Environment, E / CN.4 / Sub.2 / 1994 / 9; UN Human Rights 
Council, Analytical study on the relationship between human rights and the environ-
ment, A / HRC / 19 / 34; A. Boyle, Human Rights and the Environment: Where Next?, 
EJIL 23 (2012), 613 ff.; ders., Environment and Human Rights, MPEPIL; ders. /  
M. R. Anderson, Human Rights Approaches to Environmental Protection, 1996; 
F. Francioni, International Human Rights in an Environmental Horizon, EJIL 21 
(2010), 41 ff.; D. K. Anton / D. L. Shelton, Environmental Protection and Human 
Rights, 2011; K. Wolfe, Greening the International Human Rights Sphere?, Appeal 9 
(2003), 45 ff.

14  Neben den in der vorherigen Fußnote zitierten Fundstellen siehe nur für die 
umweltrelevante Rechtsprechung des EGMR die umfangreiche Darstellung bei 
K. Braig, Umweltschutz durch die Europäische Menschenrechtskonvention, 2013. 


